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„Wer schweigt, macht sich mitschuldig“
Weil die Menschenrechtlerin Felicia Langer in Israel „echten Friedenswillen" vermisst, fordert sie höheren Druck auf den Staat
VON JOACHIM ZINSEN

Aachen /Tübingen. Sie ist eine
scharfe Kritikerin der israelischen
Politik. Seit Jahrzehnten kämpft
Felicia Langer für die Rechte der
Palästinenser und einen gerechten
Frieden im Nahen Osten. Seit we-
nigen Wochen sprechen Israelis
und Palästinenser nun wieder auf
Regierungsebene miteinander.
Manche lässt das hoffen. Felicia
Langer bleibt skeptisch.

Frau Langer, nach Jahren gibt es
endlich wieder direkte Friedensver-
handlungen zwischen der israeli-
schen Regierung und Palästinenser-
führer Mahmud Abbas. Räumen Sie
den Gesprächen irgendwelche Er-
folgsaussichten ein?

Langer: Leider nein. Wir beobach-
ten einen „Friedensprozess“ ohne
echten Friedenswillen auf israeli-
scher Seite.

Das ist ein hartes Urteil. Warum
sind Sie so pessimistisch?

Langer: Israel ist weiterhin nicht
bereit, die besetzten palästinensi-
schen Gebiete komplett zu räu-
men. Im Gegenteil: Die Okkupati-
on wird intensiviert. Mittlerweile
gibt es in der Westbank und in
Ost-Jerusalem bereits rund
500 000 jüdische Siedler. Das pa-
lästinensische Territorium wird
immer weiter zerfressen. Dabei ist
das Völkerrecht eindeutig: Es ver-
bietet Siedlungstätigkeiten in be-
setzten Gebieten.

Sind die Israelis in Ihren Augen
prinzipiell nicht bereit, die Siedlun-
gen in den 1967 eroberten Territo-
rien zu räumen?

Langer: Ja, so ist das. Leider. Israel
spricht immer noch von umstrit-
tenen und nicht von besetzten Ge-
bieten. Israel ignoriert seit Jahr-
zehnten UN-Resolutionen, die
eine Räumung der Gebiete verlan-
gen. Israel will – vor allem mit
dem Siedlungsbau – vollendete
Tatsachen schaffen, die einer Lö-
sung des Problems den Weg
verstellen. Das ist nicht nur eine
Tragödie für die Palästinenser,
sondern auch für uns Israelis.
Denn wir verlieren durch die Be-
satzungspolitik unsere Seele.

Warum wird dieser Kurs gefahren?
Weil jede Regierung in Jerusalem
den Konflikt mit den Siedlern
scheut? Oder weil viele Israelis da-
rauf hoffen, dass ihr Staat die Pa-
lästinensergebiete langfristig an-
nektieren kann?

Langer: Weil die Welt schweigt,
betrachtet Israel den Siedlungsbau
inzwischen als eine Art Gewohn-
heitsrecht. Man kann straffrei das
Völkerrecht ignorieren und die

Menschenrechte der Palästinenser
mit Füßen treten. Es gilt die un-
ausgesprochene Maxime: Das
Land ist uns von Gott gegeben. Es
gehört uns. Im Grunde genom-
men will Israel sich die besetzten
Gebiete langfristig aneignen und
einen jüdischen Staat in ganz Pa-
lästina schaffen.

Aber Teile der israelischen Gesell-
schaft sind doch des Dauerkon-
flikts mit den Palästinensern über-
drüssig.

Langer: Die Umfragen zeigen, dass
die meisten Israelis sich im Grund-
satz für Frieden aussprechen. Aber
was heißt Frieden konkret? Frie-
den bedeutet, das Völkerrecht zu
achten, die besetzten Gebiete zu
räumen, einen überlebensfähigen,
souveränen Palästinenserstaat zu-
zulassen. Dazu ist die Mehrheit
der Israelis noch nicht bereit.

Sie verurteilen Israels Politik ge-
genüber den Palästinensern als
moderne Form der Apartheid...

Langer: ... ich will die Politik Isra-
els nicht völlig gleichsetzten mit
der Politik des ehemaligen Apart-
heid-Regimes in Südafrika. Aber
wir beobachten sehr ähnliche Zü-
ge.

Das heißt, Sie werfen der israeli-
schen Regierung eine rassistische
Haltung gegenüber den Palästinen-
sern vor?

Langer: Es gibt in den besetzten
palästinensischen Gebieten Stra-
ßen nur für Juden, Siedlungen nur
für Juden. Araber und Juden un-
terliegen einer unterschiedlichen
Gesetzgebung, einer verschiede-
nen Gerichtsbarkeit. Juden kön-
nen sich in den besetzten Gebie-
ten frei bewegen, den Palästinen-
sern wird das verwehrt. Das ist in
meinen Augen rassistisch. Daran
wird sich nur etwas ändern, wenn
die internationale Staatengemein-
schaft massiven Druck auf Israel
ausübt.

Das politische Deutschland ist an-
gesichts des Völkermords an Juden
während der Nazi-Zeit sehr vor-
sichtig mit Kritik an der israeli-
schen Politik. Können Sie das nach-
vollziehen?

Langer: Nachvollziehen ja, aber
nicht rechtfertigen. Mein Mann
hat fünf Konzentrationslager
überlebt. Wir beide haben den
größten Teil unserer Familien
durch die Nazis verloren. Trotz-
dem fordere ich von der deut-
schen Politik, dass sie sich überall
dort einmischt, wo Menschen-
rechte verletzt werden. Auch im
Nahen Osten. Gerade wegen der
deutschen Vergangenheit ist sie
dazu verpflichtet. Wer zu Unrecht

und Menschenrechtsverletzungen
schweigt, macht sich der Mittäter-
schaft schuldig.

Wie soll das konkret geschehen?
Langer: Auch Deutschland muss
den Israelis deutlich machen, dass
sich das Land an das Völkerrecht
zu halten hat. Deutschland sagt,
man sei ein Freund Israels. Echte
Freundschaft verlangt, die Wahr-
heit auszusprechen, auch wenn sie
unangenehm ist. Sonst handelt es
sich nämlich nicht um Freund-
schaft, sondern um Betrug.

Teile der israelischen Friedensbe-
wegung plädieren seit Jahren für
einen weltweiten Boykott aller
Produkte, die in jüdischen Siedlun-
gen auf palästinensischem Gebiet
hergestellt werden.

Langer: Diesen Aufruf unterstütze
ich. Damit wird gewaltfrei Druck
auf Israel ausgeübt. Denn wie ge-
sagt: Die Siedlungen sind ein
Haupthindernis für den Frieden.
In der Vergangenheit hat ein ähn-
licher Boykott geholfen, in Süd-
afrika die Apartheid zu besiegen.

Radikale Teile der Friedensbewe-
gung verlangen sogar einen Boy-
kott aller israelischer Produkte.

Langer: Die Kennzeichnung von
Waren aus Israel ist sehr fehler-
haft. Ich persönlich kaufe deshalb
gar keine israelischen Waren, weil
es sehr schwer ist zu erkennen,
woher sie wirklich stammen. Aber
mein öffentlicher Aufruf zum Boy-
kott gilt nur für Waren, die aus
Siedlungen in den besetzten Ge-

bieten stammen.

Auch, weil solch ein genereller
Boykott-Aufruf gefährlich an die
antisemitische Nazi-Parole erin-

nern könnte: Kauft nicht bei Juden?
Langer: Ich hoffe, dass ein Boykott
von Waren aus den besetzten Ge-
bieten reicht, um Israel die Augen
zu öffnen. Wenn nicht, muss über
einen generellen Boykott gespro-
chen werden.

Für Ihre Positionen werden Sie von
vielen Deutschen jüdischen Glau-
bens heftig attackiert. Der Vizeprä-
sident des Zentralrats der Juden,
Dieter Graumann, wirft ihnen vor,
Sie würden eine „chronische und
obsessive Dämonisierung Israels“
betreiben. Andere unterstellen Ih-
nen „jüdischen Selbsthass“.

Langer: Eigentlich will ich solche
Vorwürfe gar nicht kommentie-
ren. Diese Leute beschimpfen und
diffamieren mich nur, weil sie kei-
ne Argumente haben. Sie sind
blinde und bedingungslose Unter-
stützer der israelischen Regie-
rungspolitik. Dabei braucht die is-
raelische Regierung dieses Sprach-
rohr eigentlich gar nicht, weil sie
selbst eine sehr laute Stimme hat.

Wie sieht Ihre Vision eines friedli-
chen Zusammenlebens im Nahen
Osten aus?

Langer: Ich träume von zwei fried-
lichen Staaten nebeneinander: Is-
rael und ein wirklich souveränes
Palästina mit Ost-Jerusalem als
Hauptstadt. Um dies zu verwirkli-
chen, muss Israel seine Politik al-
lerdings radikal ändern und einse-
hen, dass bestimmte Positionen
für die Palästinenser nicht verhan-
delbar sind. Dazu gehört auch,
arabischen Flüchtlingen prinzipi-
ell ein Rückkehrrecht nach Israel
einzuräumen – auch wenn man
dieses Problem anschließend
pragmatisch lösen müsste.

Für wie realistisch halten Sie diesen
Traum?

Langer: Ich bin sicher, dass die ko-
lonialistische Besetzung der paläs-
tinensischen Gebiete nicht ewig
bleiben wird. Aber um den heuti-
gen Zustand zu ändern, muss der
Druck auf Israel erhöht werden.

Hochkarätig besetztes Seminar in Aachen
Den Ursachen des Nahost-Kon-
flikts nachgehen und Wege zu ei-
nem Frieden aufzeichnen: Diesen
Anspruch erhebt ein Wochenend-
seminar, das vom 22. Oktober bis
zum 24. Oktober in Aachen statt-
finden wird. Organisiert wird es
von Ghaleb Natour vom „Verein
zur Förderung des Friedens in Isra-
el und Palästina e.V.“ in Zusam-
menarbeit mit der Evangelischen
Stadtakademie Aachen und der
Erwachsenenbildung des Kirchen-
kreises Jülich.

Natour, ein palästinensischer Ara-
ber aus Israel, der seit Jahren als
Physiker im Raum Aachen arbei-
tet, ist es gelungen, eine Reihe
hochkarätiger Referenten für seine
Veranstaltung zu gewinnen. Den
Auftakt macht Felicia Langer, die
am Freitag, 22. Oktober, ab 19.30
Uhr über die Lage der Palästinen-
ser in den besetzten Gebieten re-
den wird.

Am Samstag hält zunächst Ghaleb
Natour ab 9.30 Uhr einen Vortrag.
Dessen Titel: „Die palästinensi-
schen Araber in Israel – Geschich-
te, heutige Situation, Perspekti-
ven“. Ab 11.30 Uhr stellt Rupert
Neudeck, weltbekannt geworden

als Gründer des Komitees Cap Ana-
mur, ein in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten langsam
wachsendes Berufsbildungszentrum
vor, das von ihm seit Jahren unter-
stützt wird. Ab 15 Uhr wird
schließlich Rolf Verleger, Vorsit-
zender des Vereins „Jüdische Stim-
me für einen gerechten Frieden in
Nahost“ über die jüdische Gemein-
schaft in Deutschland und deren
Verhältnis zum Staat Israel reden.

Der Sonntag beginnt um 9.30 Uhr
mit einem Vortrag des Islamwissen-
schaftlers Udo Steinbach. Der
langjährige Leiter des Deutschen
Orient-Instituts spricht über den is-
raelisch-arabischen Konflikt unter
dem Aspekt eines Zusammenpralls
der Kulturen. Ab 11.30 Uhr gibt es
eine Abschluss-Podiumsdiskussion
mit den Referenten des Seminars.
Moderiert wird sie von ZVA-Redak-
teur Joachim Zinsen.

Für jeden Vortrag wird eine Gebühr
von fünf Euro erhoben. Schüler ab
16 Jahre haben freien Eintritt. Auch
der Besuch der Podiumsdiskussion
ist kostenlos. Die Veranstaltung fin-
det im Haus der Evangelischen Kir-
che, Aachen, Frère-Roger-Straße
8-10 statt. ( jozi)

Deutsch-israelische Anwältin und Buchautorin
Felicia Langer ist eine deutsch-is-
raelische Rechtsanwältin und
Buchautorin. Die in Polen gebore-
ne Jüdin wanderte 1950 nach Is-
rael aus. Seit dem Sechstagekrieg
1967, den sie als Wendepunkt in
ihrem Leben betrachtet, engagiert
sich die heute 79-Jährige politisch.
Damals schloss sie sich der israeli-
schen Friedensbewegung an.

Als erste israelische Anwältin
verteidigte Langer Palästinenser
aus den von Israel besetzten Ge-
bieten vor israelischen Militärge-
richten. 1977 entzog das israeli-

sche Verteidigungsministerium ihr
die Lizenz zur anwaltlichen Vertre-
tung von Kriegsdienstverweigerern
unter israelischen Soldaten.

Seit 1990 lebt Langer in Deutsch-
land (Tübingen). Im gleichen Jahr
wurde sie für ihr Friedens-Engage-
ment im Nahen Osten mit dem Al-
ternativen Nobelpreis ausgezeich-
net. 2009 nahm Langer auch die
deutsche Staatsangehörigkeit an.
Im Juli 2009 erhielt sie das Bundes-
verdienstkreuz I. Klasse, was zu ei-
ner heftigen öffentlichen Kontrover-
se führte. ( jozi)

Wirft der Regierung in Jerusalem vor, das Westjordanland langfristig
annektieren zu wollen: Die deutsch-israelische Autorin Felicia Langer.

Foto: dapd

Bewegung im Steuerstreit
Deutsche Steuersünder sollen offenbar für Vermögen in der Schweiz zahlen

Berlin. In den zähen Streit zwi-
schen Deutschland und der
Schweiz über verheimlichte Ver-
mögen deutscher Steuersünder
bei Schweizer Banken kommt Be-
wegung. Noch in diesem Monat
wollen beide Regierungen in Bern
ein Revisionsprotokoll zum beste-
henden Doppelbesteuerungsab-
kommen unterzeichnen, wie der
Sprecher von Finanzminister
Wolfgang Schäuble, Michael Of-
fer, am Wochenende in Berlin
mitteilte.

Offer wies zugleich eine
„Focus“-Meldung zurück, wonach
sich laut einem Geheimpapier in
dem Dauerstreit eine spektakuläre
Lösung abzeichnet, die dem deut-
schen Fiskus geschätzte 30 Milliar-
den Euro Einnahmen verschafft,

ohne dass die Schweizer dafür ihr
Bankgeheimnis lüften müssten.
Dazu erklärte Offer: „Spekulatio-
nen über Milliardenrückflüsse an
den deutschen Fiskus entbehren
jeglicher Grundlage. Es gibt auch
keine Geheimpapiere.“

Erhebliche Nachzahlungen

Laut „Focus“-Bericht drohen den
Plänen zufolge deutschen Steuer-
sündern, die ihr Schwarzgeld in
der Schweiz bunkern, einerseits
erhebliche Nachzahlungen. Ande-
rerseits kämen selbst Millionen-
hinterzieher dafür ohne ein Straf-
verfahren in Deutschland davon
und könnten anonym bleiben.
Das Positionspapier, auf das sich
Finanzexperten beider Länder ge-

einigt hätten, habe der Schweizer
Bundesrat Anfang Oktober abge-
segnet. Konkret soll demnach
künftig die Schweiz auf Vermö-
genserträge deutscher Bankkun-
den eine Steuer erheben, die nach
Berlin durchgereicht wird.

Die Namen der Kontoinhaber
werden den deutschen Behörden
nicht mitgeteilt. Im Gespräch ist
eine Abgeltungssteuer in Höhe
von 35 Prozent. Das wären zehn
Prozent mehr, als für Kapitalerträ-
ge in Deutschland fällig werden.
Auch für die Besteuerung soge-
nannter Altlasten scheint eine Lö-
sung gefunden. Gemeint sind
deutsche Vermögen, die teilweise
schon seit vielen Jahren gewinn-
bringend in der Schweiz angelegt
sind. (dapd)

Wieder drei Millionen auf der Straße
Die Proteste in Frankreich gegen die
Rentenreformpläne der Regierung
halten an. Nach Gewerkschaftsan-
gaben gingen am Samstag erneut
drei Millionen Menschen auf die

Straße. Das große Chaos auf den
Pariser Flughäfen infolge der Pro-
teste und Streiks scheint abgewen-
det: die Versorgung mit Treibstoff
läuft wieder. Foto: afp
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� Jürgen Rüttgers
(CDU), früherer
nordrhein-westfä-
lischer Ministerprä-
sident, sieht die
Schuld für die ver-
lorene Landtags-
wahl im Wesentli-

chen bei der schwarz-gelben Bun-
desregierung. Deren Verhalten
während der Griechenland-Krise
habe viele Wähler so verärgert,
dass sie aus Protest nicht zur
NRW-Wahl im Mai gegangen sei-
en. „Erst wurde wochenlang ver-
sichert, es werde keine staatliche
Hilfe aus Deutschland für das
marode griechische Finanzsystem
geben. Zwei Tage vor unserer
Landtagswahl wurde dann ent-
schieden, dass doch deutsche
Milliarden für Athen bereitgestellt
werden sollen“, sagte Rüttgers.
„Die Unzufriedenheit mit dem
schlechten Start von Schwarz-
Gelb in Berlin hat sich direkt auf
NRW übertragen. Heute sehe er
die CDU „in einer Situation, in
der sie angesichts der Umfragen
und Wahlergebnisse hart dafür
kämpfen muss, weiter Volkspartei
zu sein“. Foto: imago/dpa
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„Gesundheitsreform
wird deutlich teurer“
Berlin. Die Gesundheitsreform
der schwarz-gelben Bundesre-
gierung kommt die gesetzlich
Krankenversicherten nach Be-
rechnungen der Grünen teurer
zu stehen als bisher bekannt.
Der Fraktionsvorsitzende im
Bundestag, Jürgen Trittin, sag-
te: „Als Folge der Gesundheits-
reform hat ein gesetzlich versi-
cherter Durchschnittsverdiener
ab 2011 über 700 Euro im
Jahr weniger Netto.“ Schuld
seien die von Bundesgesund-
heitsminister Philipp Rösler
(FDP) durchgesetzten Beitrags-
erhöhungen und Zusatzbeiträ-
ge. (dpa)

Deutscher Soldat
schwer verletzt
Kundus. Ein Bundeswehrsoldat
ist bei einem Gefecht in der
nordafghanischen Provinz
Kundus verletzt worden. Das
hat das Einsatzführungskom-
mando der Bundeswehr in
Potsdam mitgeteilt. Demnach
waren die deutschen Soldaten
der Nato-Truppe Isaf heute
Morgen etwa zehn Kilometer
westlich von Kundus beschos-
sen worden. Der Verletzte wur-
de in das Rettungszentrum
nach Kundus ausgeflogen und
befindet sich offenbar außer
Lebensgefahr. (dpa)
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